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werk die Reparaturleistungen für die Bevölkerung, 
insbesondere bei technischen Konsumgütern, zu ver­
bessern.
Das erfordert höhere Funktionssicherheit der Er­
zeugnisse und die bedarfsgerechte Bereitstellung von 
Ersatzteilen. Die örtlichen Staatsorgane haben ent­
sprechend der Verordnung des Ministerrates über die 
Förderung des Handwerks bei Dienst- und Repara­
turleistungen Maßnahmen festzulegen, um die Lei­
stungen des Handwerks zu steigern und so den Be­
darf der Bevölkerung besser zu befriedigen.
Die Dienstleistungs- und Reparaturbetriebe haben 
die Investitions- und Rationalisierungsmittel kon­
zentriert mit hohem Effekt einzusetzen.
Sauberkeit und Hygiene in den Städten sind durch 
rationelle Nutzung und planmäßige Erweiterung der 
stadtwirtschaftlichen Kapazitäten, insbesondere der 
Straßenreinigung und Müllabfuhr, zu gewährleisten.

— Zur weiteren Verbesserung der Wohnbedingungen, 
vornehmlich der Arbeiter und kinderreicher Fa­
milien, sind 105 670 Wohnungen durch Neubau, Mo­
dernisierung, Um- und Ausbau fertigzustellen; dar­
unter 79 100 durch Neubau.
Die Initiative der Werktätigen, die mit eigenen Lei­
stungen und finanziellen Mitteln zur Verbesserung 
der Wohnbedingungen beitragen, ist aktiv zu för­
dern. Zu diesem Zweck sind Möglichkeiten zu schaf­
fen, 37% der Neubauwohnungen durch Arbeiter­
wohnungsbaugenossenschaften zu errichten, minde­
stens 4 830 Eigenheime fertigzustellen und 16 000 für 
1974 vorzubereiten. Für Landarbeiter und Genossen­
schaftsbauern sind rund 6 600 Wohnungen durch 
landwirtschaftliche Baukapazitäten zu errichten.
Die Mittel und Kapazitäten für Baureparaturen an 
Wohngebäuden, Bauten der Volksbildung, der Kul­
tur und des Gesundheitswesens sind planmäßig zu 
erhöhen.

— Auf dem Gebiet der sozialistischen Landeskultur und
des Umweltschutzes geht es vor allem um die ratio­
nelle Nutzung der Naturreichtümer, insbesondere die 
Reinhaltung der Gewässer und der Luft, die wirt­
schaftliche Nutzung und den Schutz des Bodens so­
wie die Beseitigung und Verwertung von Siedlungs­
müll und industriellen Abprodukten.
Die im Volkswirtschaftsplan vorgesehenen Investi­
tionen für den Umweltschutz sind vorrangig in den 
Arbeiterzentren zur Verbesserung der Arbeite- und 
Umweltbedingungen einzusetzen.

— Auf dem Gebiet der Volksbildung ist die Verwirk­
lichung der zehnklassigen Oberschulbildung konti­
nuierlich weiterzuführen, wobei die territorialen Un­
terschiede Schritt für Schritt zu überwinden sind. Im 
Jahre 1973 sind 3 249 Unterrichtsräume, 26 700 Plätze 
in Schulhorten und 108 Schulturnhallen neu zu schaf­
fen. Die Anzahl der Plätze in Kindergärten ist um 
23 500 schwerpunktmäßig in Zentren der industriel­
len Entwicklung zu erhöhen. Es sind mehr Mittel 
zur Werterhaltung an Schul- und Kindereinrichtun­
gen bereitzustellen und die Bedingungen für die 
Schul- und Kinderspeisung weiter zu verbessern.

— In die Berufsausbildung sind 194 000 Schulabgänger 
zur Ausbildung als Facharbeiter aufzunehmen.
Die Leiter der Betriebe, Kombinate und Einrichtun­
gen haben in Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Staatsorganen die Ausbildung und Erziehung des 
sozialistischen Facharbeiternachwuchses auf der 
Grundlage der staatlichen Lehrpläne in hoher Qua­
lität zu sichern. Verstärkt ist auf Berufe der mate­
riellen Produktion, besonders der Konsumgüterpro­
duktion, sowie auf solche Berufe zu orientieren, die 
unmittelbar der besseren Versorgung der Bevölke­
rung mit Dienstleistungen und Reparaturen dienen.

Die örtlichen Staatsorgane haben zur Sicherung der 
Ausbildung der Schüler an den kommunalen Berufs­
schulen die erforderlichen materiell-technischen Vor­
aussetzungen zu schaffen. Das betrifft die Erweite­
rung der Kapazitäten dieser Schulen ebenso wie ihre 
Werterhaltung.
Die Aus- und Weiterbildung von Produktionsarbei­
tern ist kontinuierlich fortzuführen. Verstärkt sind 
Frauen zu Facharbeitern, insbesondere zu Produk­
tionsfacharbeitern, zu qualifizieren.

— An den Hoch- und Fachschulen sind größere An­
strengungen zu unternehmen, um die Qualität der 
Ausbildung zu erhöhen. Zur weiteren Verbesserung 
der Arbeits-, Lebens- und Studienbedingungen sind 
an den Hoch- und Fachschulen 11 300 Internatsplätze, 
11 350 Seminar- und Hörsaalplätze, 7 000 Arbeits­
plätze sowie Mensen mit einer Kapazität für 
16 600 Essenteilnehmer neu zu schaffen.

Für die Absolventen ist im Jahre 1973 ein effektiver 
Einsatz zu gewährleisten. Gleichzeitig ist der Einsatz 
der Absolventen im Jahre 1974 gründlich vorzuberei­
ten.

— Die Werktätigen des Gesundheits- und Sozialwesens
haben die Aufgabe, die Qualität der medizinischen 
Betreuung der Bevölkerung, insbesondere der Ar­
beiter, entsprechend den Erkenntnissen der moder­
nen Medizin zu erhöhen.
Dabei sind die ambulante medizinische Betreuung 
planmäßig auszubauen und ihre Leistungen vor 
allem im Zusammenwirken mit den stationären Ein­
richtungen zu verbessern. Eine vorrangige Aufgabe 
besteht darin, die noch vorhandenen Disproportionen 
in der medizinischen Betreuung sowohl hinsichtlich 
der Gesamtzahl der Ärzte in den Bezirken und Krei­
sen sowie nach medizinischen Fachgebieten schritt­
weise zu überwinden.
Die Anzahl der staatlichen ambulanten ärztlichen 
und zahnärztlichen Arbeitsplätze ist 1973 um rund 
1 000 Plätze zu erweitern.
Der vorbeugende Gesundheitsschutz, besonders die 
Arbeitshygiene und die arbeitsmedizinische Betreu­
ung, die gesundheitsfördernde Gestaltung der Ar­
beits- und Umweltbedingungen sowie der Infek­
tionsschutz, ist qualitativ zu verbessern. Die Diagno­
stik- und Therapieverfahren sind durch die Anwen­
dung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse zu qua­
lifizieren.
Die Betreuung der Kleinkinder ist durch die Schaf­
fung von rund 12 700 neuen Krippenplätzen unter 
weitgehender Nutzung der gemeinsamen Initiative 
der Betriebe und örtlichen Staatsorgane zu vervoll­
kommnen.
Die mit dem Gemeinsamen Beschluß des Zentral­
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands, des Bundesvorstandes des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und des Ministerrates der 
DDR vom 27. 4. 1972 festgelegten sozialpolitischen 
Maßnahmen werden im Jahre 1973 voll wirksam. . 
Für die älteren und pflegebedürftigen Bürger wird 
die Anzahl der Plätze in staatlichen Feierabend- 
und Pflegeheimen erhöht. Im Zusammenwirken der 
staatlichen Organe und der gesellschaftlichen Orga­
nisationen ist eine weitere Verbesserung der Betreu­
ung der älteren und der gesundheitsgeschädigten 
Bürger zu erreichen und ihre aktive Teilnahme am 
gesellschaftlichen und beruflichen Leben zu för­
dern.

— In Übereinstimmung mit dem Freien Deutschen Ge­
werkschaftsbund sind die gesellschaftlichen und ma- * 
teriellen Bedingungen für die Erholung der Bürger 
zu verbessern und zu erweitern.


